
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Guntersblum 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 28.10.2024 
 
in Guntersblum, Rathaus Guntersblum, Alsheimer Straße 29 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:43 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Dorothee Hientzsch Ortsbürgermeisterin 

und Vorsitzende 
  

Dr. Christian Seilheimer 2. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Günter Schneider 3. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Klaus Bechler Ratsmitglied   
Simon Herz Ratsmitglied   
Karin Umstätter Ratsmitglied   
Werner Willius Ratsmitglied   
Christian Siegmund Ratsmitglied   
Christoph Mathes Ratsmitglied 

(ab 19:10 Uhr) 
  

Jürgen Hartmann Ratsmitglied   
Dr. Stephan Meuren Ratsmitglied   
Karsten Belzer Ratsmitglied   
Norbert Schmitt Ratsmitglied   
Rüdiger Schwarz Ratsmitglied   
Katja Deschinger Ratsmitglied   
Markus Klarner Ratsmitglied   
Harald Jäger Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Christian Winkler Ratsmitglied   
Franziska Rosenbusch Ratsmitglied   
Axel Frey Ratsmitglied   
Manuela Urban Ratsmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Peter Muth 1. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Dr. Igor Herrmann Schriftführung   

 
 



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Guntersblum vom 28.10.2024 

Seite 2 

 

 

Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Guntersblum sind mit der Einladung vom 
22.10.2024 auf Montag, 28.10.2024, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen 
worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Herr Schneider stellt den Antrag, die Tagesordnung um TOP 6 zu ergänzen, um die Nachfolge 
von Melitta Bender für den HIM Beirat zu wählen. Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Erlass einer Hebesatzsatzung für das Jahr 2025, zur Sicherung der Einnahmengrundlage 

im Bezug auf die Grundsteuerreform 2025 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0101) 
 

2. Ortsgemeinde Guntersblum; Bauleitplanverfahren "Kehlgewann-
Feuerwehr/Rettungsdienst/Katastrophenschutz";  
Hier: Billigung des Bebauungsplanentwurfs und Auslegungsbeschluss 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0106) 
 

3. Guntersblum; Bauleitplanverfahren "Gewerbegebiet-Ost"; Hier: Vergabe 
artenschutzrechtliche Untersuchung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0105) 
 

4. Forstwirtschaftsplan für das Forstwirtschaftsjahr 2025 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0102) 
 

5. Heckenrückschnitt in der Gemarkung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0103) 
 

6. Nachfolge von Melitta Bender für den HIM Beirat 
 

7. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen 
 

7.1 Guntersblum; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Alsheimer Straße; Flur 1, Flurstück 606  
Fristende: 19.11.2024 
Abweichung der Dachform 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0099) 
 

7.2 Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Wormser Straße; Flur 13, Flurstück 411/7  
Fristende: 24.10.2024 
Errichtung eines Carports 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0097) 
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7.3 Guntersblum; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hauptstraße; Flur 7, Flurstück 34  
Fristende: 16.10.2024 
Abweichung der Dachform 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0096) 
 

7.4 Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Kellerweg; Flur 9, Flurstück 114  
Fristende: 05.11.2024 
Einrichtung einer Einliegerwohnung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0094) 
 

7.5 Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Im Breitried; Flur 1, Flurstück 986, 990 u. 1006 
Neubau seniorengerechte Wohnungen 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0074) 
 

8. Mitteilungen 
 

9. Anfragen 
 

10. Einwohnerfragestunde 
 

. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
 
1. Erlass einer Hebesatzsatzung für das Jahr 2025, zur Sicherung der 

Einnahmengrundlage im Bezug auf die Grundsteuerreform 2025 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0101) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Durch die Grundsteuerreform 2025 entfällt die Rechtsgrundlage für die bisherigen 
Dauerbescheide der Grundsteuer.  
Damit den Gemeinden und Städte trotz noch nicht verfügter Haushalte kein finanzieller 
Nachteil entsteht, empfiehlt die Verwaltung den Erlass einer separaten Hebesatzsatzung.  
In der Satzung werden die Hebesätze aus 2024 übernommen.  
Sollte im Rahmen der Haushaltsplanung ersichtlich werden, dass die Hebesätze nach oben 
oder unten angepasst werden müssen, wird die Hebesatzsatzung erneut in geänderter Form 
mit dem Haushalt gemeinsam beschlossen. 
 
Um die Übersicht über die Hebesätze für die Bürger und die Verwaltung so einfach wie möglich 
zu halten wird in der Hebesatzsatzung neben den Grundsteuerhebesätzen auch die 
Gewerbesteuer festgesetzt.  
 
In 2026 sollen die Hebesätze dann wieder in der Haushaltssatzung abgebildet werden.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die in der Anlage enthaltene Hebesatzsatzung für das Jahr 2025. 
 
Beratung: 
 
Frau Hientzsch erläutert kurz den Beschlussvorschlag. Der Hebesatz für die Gewerbesteuer 
wird für das Jahr 2025 auf 405 v.H. festgesetzt. 
Die Festsetzung ab dem Jahr 2026 erfolgt ausschließlich wieder in der Haushaltssatzung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
2. Ortsgemeinde Guntersblum; Bauleitplanverfahren "Kehlgewann-

Feuerwehr/Rettungsdienst/Katastrophenschutz";  
Hier: Billigung des Bebauungsplanentwurfs und Auslegungsbeschluss 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0106) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Den Mitgliedern der Gremien liegen die Bebauungsplanunterlagen zur Beratung und 
Beschlussfassung vor.  
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Im Zuge der Planung des Feuerwehrgerätehauses hatten sich Änderungen in Bezug auf die 
Gebäudeausrichtung ergeben. Das Gebäude musste nach hinten verschoben werden. 
Dadurch hat sich der Geltungsbereich geändert. 
 
Die im Anschluss folgende förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit (Offenlage) nach § 3 Abs. 
2 BauGB hat den ausgearbeiteten und beschlussreifen Bebauungsplanentwurf zum 
Gegenstand, der für die Dauer von einem Monat öffentlich ausliegt und zudem von jedermann 
Stellungnahmen vorgetragen werden können. 
Parallel zur Offenlage werden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren 
Aufgabenbereich durch die städtebauliche Planung berührt wird, gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
beteiligt. Die Behörden und Träger öffentlicher Belange sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber 
der Ortsgemeinde ihre Stellungnahme innerhalb von einem Monat abzugeben.  
 
Die Gemeinde hat die Stellungnahmen der Behörden ebenso wie die Anregungen aus der 
Beteiligung der Öffentlichkeit in der planerischen Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB zu 
berücksichtigen.  
 
Anlage: 
Bebauungsplanentwurf 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zur Kenntnis genommen, sie beraten und beschließt 
die Billigung des Bebauungsplanentwurfes „Kehlgewann-Feuerwehr/Rettungsdienst/ 
Katastrophenschutz“ und seiner Anlagen in der vorliegenden Fassung.  
Die Verbandsgemeindeverwaltung wird zur Durchführung der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB und der Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
beauftragt. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth erläutert kurz den Beschlussvorschlag. Im Zuge der Planung des 
Feuerwehrgerätehauses hatten sich Änderungen in Bezug auf die Gebäudeplatzierung 
ergeben. Das Gebäude musste nach hinten verschoben werden. Dadurch hat sich der 
Geltungsbereich geändert. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
3. Guntersblum; Bauleitplanverfahren "Gewerbegebiet-Ost"; Hier: Vergabe 

artenschutzrechtliche Untersuchung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0105) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Das Plangebiet ist im Hinblick auf mögliche Vorkommen geschützter Tierarten einer speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung zu unterziehen, um im weiteren Verfahren potentiell 
vorkommende planungsrelevante Arten berücksichtigen zu können. Bei der geplanten 
Ausweisung des Plangebietes sind u. a. die biotop- und artenschutzrechtlichen Bestimmungen 
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der §§ 30 und 44 Bundesnaturschutzgesetz zu beachten. Im Rahmen einer gutachterlichen 
Prüfung werden die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 
Bundesnaturschutzgesetz bezüglich der potenziell und tatsächlich vorkommenden 
geschützten Arten, die durch das Vorhaben eintreten können, ermittelt und dargestellt. Zur 
Sicherstellung des Individuenschutzes werden Aussagen zu Vermeidungs,- Minimierungs- 
und Kompensationsmaßnahmen getroffen. 
 
Für die Auftragsvergabe zur artenschutzrechtlichen Prüfung liegt ein Honorarangebot des 
Ingenieurbüros WSW & Partner aus Kaiserslautern vor. Die Bruttoauftragssumme beträgt EUR 
11.120,55. Die finanziellen Mittel stehen im Gemeindehaushalt zur Verfügung. 
 
Anlage: Honorarangebot WSW vom 01.08.2024 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe zur artenschutzrechtlichen Prüfung an das 
Ingenieurbüro WSW & Partner aus Kaiserslautern entsprechend dem vorliegenden 
Honorarangebot vom 01.08.2024 . Die Bruttoauftragssumme beträgt EUR 11.120,55. 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 024/51110.562550 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 11.120,55 € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Herr Muth erläutert kurz den Beschlussvorschlag. Es geht um die Auftragsvergabe zur 
artenschutzrechtlichen Prüfung an das Ingenieurbüro WSW & Partner aus Kaiserslautern 
entsprechend dem vorliegenden Honorarangebot vom 01.08.2024. Die Bruttoauftragssumme 
beträgt EUR 11.120,55. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
4. Forstwirtschaftsplan für das Forstwirtschaftsjahr 2025 

(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0102) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Wirtschaftsplan nebst Plananlage für das Forstwirtschaftsjahr 2025 wurde seitens des 
Forstamtes Rheinhessen zur Beratung, Beschlussfassung und Genehmigung vorgelegt. 
(siehe Anlagen) 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt dem Forstwirtschaftsplan für das Forstwirtschaftsjahr 2025 in der 
vorgelegten Form zuzustimmen. Die Mittel sind entsprechend dem Forstwirtschaftsplan im 
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 einzustellen. 
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Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: Diverse unter Leistung 55510 
Mittelanmeldung Forstwirtschaftsplan für HH 2025 wird 
von FB 3 an Finanzverwaltung übermittelt. 

 
Beratung: 
 
Frau Hientzsch erläutert kurz den Beschlussvorschlag, es geht um die Entnahme gefährlicher 
Waldbäume im Gefährdungsbereich von öffentlichen Straßen. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
5. Heckenrückschnitt in der Gemarkung  

(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0103) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Jährlich ist ein Heckenrückschnitt in der Gemarkung Guntersblum im Zeitraum von 01.10. - 
28.02. erforderlich. Im Winter 23/24 wurden Gehölze auf einer Gesamtfläche von ca. 49.000  
m entlang von Wirtschaftswegen und landwirtschaftlich genutzten Flächen  
zurückgeschnitten, ca. 6.000m entlang des Wegerands gemulcht. Der Rückschnitt dient der 
Wiederherstellung der Befahrbarkeit von Wirtschaftswegen und landwirtschaftlich genutzter 
Flächen. Der Rückschnittplan liegt im Rathaus aus. Die Bruttokosten beliefen sich im 
vergangenem Jahr auf 22.505,58 €, im Jahr 2022 auf 26.453,76 €. 
Die Zusammenfassung des diesjährigen maschinellen Rückschnitts ist im Anhang beigefügt. 
Der händische Rückschnitt wird im Umweltausschuss am 07.11.2024 festgelegt. 
Die Verwaltung wird mit der Durchführung entsprechender Maßnahmen beauftragt.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Durchführung des Heckenrückschnittes in der Gemarkung 
Guntersblum. Die Verwaltung wird mit der Durchführung ermächtigt. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 24/55110-523120 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich im Jahr 2024 in Höhe von 25.368,28 € zur 

Verfügung, im Jahr 2025 in Höhe von 40.000,00 €. 
 
Beratung: 
 
Laut Beschlussvorlage sind genügend Haushaltsmittel vorhanden/eingestellt. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
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6. Nachfolge von Melitta Bender für den HIM Beirat 

 

 
Beratung: 
 
Herr Schneider erläutert kurz den Beschlussvorschlag, es geht um die Nachfolge für Melitta 
Bender und schlägt Herrn Johann Schnell für die Nachfolge vor. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt Herr Johann Schnell als Nachfolger von Melitta Bender zur 
Vertretung der Ortsgemeinde Guntersblum in den HIM-Beirat zu entsenden. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen 
 
 
 
 
7. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen 

 

 
 
7.1. Guntersblum; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Alsheimer Straße; Flur 1, Flurstück 606  
Fristende: 19.11.2024 
Abweichung der Dachform 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0099) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 19.11.2024.  
 
• Abweichungsantrag 
 
Gegenstand des Abweichungsantrages ist die Abweichung der Dachform von geneigtem Dach 
in Flachdach. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
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gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend dem beigefügten Nachweis in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein.  
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung. Gemäß § 7 .1 (3) der Gestaltungs- und Erhaltungssatzung sind 
Flachdächer zulässig, wenn sie vom öffentlichen Raum nicht einsehbar sind. Der rückwärtige 
Anbau an das Hauptgebäude soll als Flachdach ausgeführt werden. Dieser Bereich ist vom 
öffentlichen Raum nicht einsehbar. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Der Abweichungsantrag löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Abweichungsantrag die Befreiung von 
planungsrechtlichen Festsetzungen der Gestaltung- und Erhaltungssatzung „Historischer 
Ortskernbereich Guntersblum“ gemäß § 31 BauGB zur Errichtung eines Flachdaches. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert, der Ausschuss für Bauwesen und Liegenschaften Guntersblum hat 

einstimmig zugestimmt. 

 
 
 
 
7.2. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Wormser Straße; Flur 13, Flurstück 411/7  
Fristende: 24.10.2024 
Errichtung eines Carports 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0097) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 24.10.2024.  
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• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung eines Carports. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit der Bezeichnung Gewerbegebiet Guntersblum-Süd. 
 
Gegenstand des Abweichungsantrages ist die Abweichung der Firstrichtung von der Vorgabe 
die Firstrichtung parallel zur Straße auszurichten. Der Carport mit Pultdach soll an der 
Giebelseite der bestehenden Halle errichtet werden. Die Halle steht mit Firstrichtung zur 
Straße. Die Fristrichtung des Carports wird somit nicht parallel zur Straße verlaufen sondern 
mit 90° dazu. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB 
und stimmt dem vorliegenden Abweichungsantrag zur Befreiung von planungsrechtlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Guntersblum-Süd“ gemäß § 31 BauGB 
zu. 
 
Beratung: 
 
Der Ausschuss für Bauwesen und Liegenschaften Guntersblum hat einstimmig bei drei 

Enthaltungen abgelehnt. 

 
 
 
 
7.3. Guntersblum; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Hauptstraße; Flur 7, Flurstück 34  
Fristende: 16.10.2024 
Abweichung der Dachform 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0096) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
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Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 16.10.2024.  
 
• Abweichungsantrag  
 
Gegenstand des Abweichungsantrages ist die Abweichung der Dachform von geneigtem Dach 
in Flachdach. 
 
Der Bauherr beabsichtigt auf dem Flachdach eine Dachterrasse auszuführen. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend dem beigefügten Nachweis in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein. Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der 
Gestaltungs- und Erhaltungssatzung. Gemäß § 7 .1 (3) der Gestaltungs- und 
Erhaltungssatzung sind Flachdächer zulässig, wenn sie vom öffentlichen Raum nicht 
einsehbar sind. Bei dem rückwärtigen Anbau an das Hauptgebäude soll eine Dachterrasse 
ausgeführt werden. Dieser Bereich ist weder vom öffentlichen Raum noch vom Nachbar 
einsehbar. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Der Abweichungsantrag löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Abweichungsantrag die Befreiung von 
planungsrechtlichen Festsetzungen der Gestaltung- und Erhaltungssatzung „Historischer 
Ortskernbereich Guntersblum“ gemäß § 31 BauGB zur Ausführung eines Flachdaches und 
Errichtung einer Dachterrasse. 
 
Beratung: 
 
Der Ausschuss für Bauwesen und Liegenschaften Guntersblum hat einstimmig zugestimmt. 

 
 
 
7.4. Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Kellerweg; Flur 9, Flurstück 114  
Fristende: 05.11.2024 
Einrichtung einer Einliegerwohnung 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0094) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
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Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 05.11.2024.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist die Einrichtung einer Einliegerwohnung. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung Kellerweg. 
 
Die Erweiterung des Wohnhauses ist aus städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und sinnvolle 
Maßnahme der Innenentwicklung, da potentiell vorhandene und geeignete 
Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden möchten und dem Grundsatz 
der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
Im Zuge der Einrichtung einer Einliegerwohnung, soll das Gartengrundstück terrassiert 
abgegraben und eine Außentreppe angelegt werden. Die Außentreppe überschreitet die 
Baugrenze in den Bereich der nicht überbaubaren Grundstücksfläche um 7,50 Meter. Dafür 
ist eine Befreiung von planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Kellerweg“ 
notwendig. 
 
Im vorliegenden Fall kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes eine Ausnahme 
(Befreiung) zugelassen werden, da die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, die 
Abweichung städtebaulich Vertretbar ist und die Abweichung auch unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zur vorliegenden Bauvoranfrage das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB und stimmt der Befreiung von planungsrechtlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes „Kellerweg“ gemäß § 31 BauGB zu. 
 
Beratung: 
 
Der Ausschuss für Bauwesen und Liegenschaften Guntersblum hat einstimmig zugestimmt. 

 
  



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Guntersblum vom 28.10.2024 

Seite 13 

 

 

 
7.5. Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Im Breitried; Flur 1, Flurstück 986, 990 u. 1006 
Neubau seniorengerechte Wohnungen 
(Vorlagen-Nummer: 024/2024/0074) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
• Bauvoranfrage  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist der Neubau von seniorengerechten Wohnungen. 
 
Die Grundstücke befinden sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung „Algersweg-West“. 
 
Der Vorhabenträger hat 3 verschiedene Varianten ausgearbeitet, die alle in mehreren Punkten 
dem Bebauungsplan „Algersweg-West“ widersprechen. 
 
Geplant sind zwei Mehrfamilienhäuser mit seniorengerechten Wohnungen mit jeweils einem 
Kellergeschoss, zwei Vollgeschossen und ausgebauten Dachgeschoss als Nicht-
Vollgeschoss. 
 
Zu den 3 Varianten hat der Investor allgemeine Fragen gestellt. 
 
Nachfolgend die Erläuterung zu den im Beschluss genannten Unterpunkten a-e) 
 
Zu a) 
Der Bebauungsplan weist für die Grundstücke 986 und 990 verschiedene 
Nutzungsschablonen (4 und 5) aus.  
Auf dem Grundstück 986 ist ein Sondergebiet Seniorenpflegeheim eingetragen und auf dem 
Grundstück 990 ist Allgemeines Wohngebiet eingetragen. 
 
Der Investor möchte auf beiden Grundstücke altersgerechtes Wohnen ausführen.  
Altersgerechtes Wohnen ist nicht gleichzusetzen mit einem Senioren-Pflegeheim. Diese 
Nutzung ist nicht im Baurecht als Begriff gesichert. Hierbei handelt es sich um eine 
Wohnnutzung, die auch für jüngere Mieter genutzt werden kann, ohne dass hierfür eine 
Nutzungsänderung durchgeführt werden müsste.  
 
Zu b) 
Altersgerechtes Wohnen ist im Bereich des Grundstückes 990 zulässig. Allerdings 
beabsichtigt der Antragsteller eine höhere Traufhöhe und beabsichtigt von der zulässigen 
Traufhöhe 6,50 m um 1,0 m auf 7,50 m zu erhöhen. Die Firsthöhe von 11,00 m soll 
gleichbleiben.  
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Zu c) 
Die Nutzungsschablone weist auf dem Grundstück 990 Doppel- und Einzelhausbebauung auf. 
Ein Mehrfamilienhaus mit abweichender Bauweise wie z. B. ein längeres Gebäude übe 50 m 
ist in diesem Bereich nicht vorgesehen.  
 
Zu d) 
Die Verwaltungsvorschrift „Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze für Kraftfahrzeuge“ 
des Ministeriums der Finanzen vom 24. Juli 2000 (zuletzt geändert durch 
Verwaltungsvorschrift vom 05.10.2020) sieht Richtzahlen für die Ermittlung des 
Stellplatzbedarfs vor, an welchem sich der Investor bei der tatsächlichen Bedarfsermittlung 
orientiert hat.  
 

 
 
Die Stellplatzsatzung der Ortsgemeinde Guntersblum hat keine Angaben zu seniorengerechte 
Wohnungen. 
 

 
 
Der Vorhabenträger möchte ca. 40 Stellplätze weniger bauen.  
 
Zu e) 
 
Die ursprünglich vorgesehene Erschließungsstraße soll durch den Investor hergestellt werden. 
Um die Grundstücke 986 und 990 effektiv nutzen zu können, beabsichtigt der Investor eine 
geringfügige Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl von 0,4 GRZ. Wie hoch die 
geringe Überschreitung ausfallen könnte wurde in der Bauvoranfrage nicht beziffert.  
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Die Bauverwaltung geht davon aus, dass der Investor die Flurstücke 986, 990 und 1006 
vereinigen möchte. Die Herstellung der Privatstraße, die durchaus sinnvoll ist, würde dann auf 
die GRZ angerechnet werden. Dies möchte der Bauherr durch eine Zulassung der 
geringfügigen Überschreitung der GRZ ausgleichen. 
 
Allgemein: 
 
Die Bauverwaltung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sieht die Vielzahl der Abweichungen 
kritisch. 
Durch die Planung des Investors sind die Grundzüge des Bebauungsplanes „Algersweg-West“ 
so gravierend verletzt, dass eine Bebauungsplanänderung in diesem Bereich für die 
Zulassung dieses Bauvorhabens unumgänglich ist. 
 
Die Bauverwaltung schlägt daher vor ein Gespräch mit dem Investor zu suchen und ein 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan auf Kosten des Investors durchzuführen: 
 
Der Vorhabenbezogener Bebauungsplan ist ein Bebauungsplanverfahren und stellt, ähnlich 
wie ein Bauantrag, die genaue Vorhabenplanung dar. Ebenso kann die Durchführungszeit im 
Durchführungsvertrag festgelegt werden. Wenn die Frist nicht eingehalten wird, kann die 
Gemeinde Guntersblum den Bebauungsplan wieder aufheben, ohne dass dadurch der 
Vorhabenträger Kosten geltend machen kann. Auch Infrastrukturkosten können im 
Durchführungsvertrag geregelt werden. Letztendlich ist ein Durchführungsvertrag ähnlich wie 
ein Städtebaulicher Vertrag zu sehen. Die Kosten dieses Verfahrens trägt der Vorhabenträger 
und ist im Durchführungsvertrag festzuhalten. 
 
Der Vorhabenträger stellt einen Antrag zur Einleitung eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes gem. §12 BauGB bei der Verbandsgemeinde Rhein-Selz. Bestandteil 
dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist ein Bebauungsplan, ein Vorhabenplan und 
ein Durchführungsvertrag. 
 
Die Ortsgemeinde Guntersblum muss diesem Antrag in einer Gemeinderatsitzung zustimmen. 
Dies erfolgt meist durch einen Aufstellungsbeschluss.  
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur vorliegenden 
Bauvoranfrage und beschließt folgende Punkte. Außerdem wird ein städtebaulicher 
Vertrag gem. § 11 BauGB mit Bedingungen zwischen dem Vorhabenträger und der 
Gemeinde Guntersblum geschlossen: 

 
a) Betreffend der Parzelle 986; Seniorengerechte Wohnungen anstatt gemäß B-Plan 

vorgesehen Sondergebiet „Seniorenpflegeheim“. 
b) Betreffend der Parzelle 990; Traufhöhe 7,50 m anstatt gemäß B-Plan 6,50 m  
c) Betreffend der Parzelle 990; Abweichende Bauweise, das heißt 

Reihenhausbebauung  anstelle der zulässigen Einzel- und Doppelhausbebauung 
d) Die Anzahl der Stellplätze wird in Bezug auf die Nutzung altersgerechtes Wohnen 

ermittelt. Anstelle von 2 Stellplätzen pro Wohneinheit sind 0,2 Stellplätze pro 
Wohneinheit nachzuweisen. 

e) Die Überschreitung der Grundflächenzahl durch Nebenanlagen wie z.B. Stellplätze 
wird zugelassen. 

 
oder: 
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2. Der Gemeinderat versagt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur vorliegenden 
Bauvoranfrage und beschließt das Vorhaben über einen Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit Durchführungsvertrag gem. § 12 BauGB zu regeln. Der 
Vorhabenträger wird aufgefordert einen entsprechenden Antrag einzureichen. 

 
Beratung: 
 
Der Ausschuss für Bauwesen und Liegenschaften Guntersblum hat einstimmig abgelehnt. 

 
 
 
 
8. Mitteilungen 

 

 

 Frau Hientzsch teilt mit, dass Klaus Bechler am 21.10.2024 für herausragendes 
ehrenamtliches Engagement mit der Ehrennadel des Landes RLP ausgezeichnet 
worden ist. Dies werde im Rahmen der Weihnachtsfeier im Anschluss an die nächste 
Ratssitzung gewürdigt. 
 

 Frau Hientzsch teilt mit, dass Herr Carl Christian Schmitt für seine 30-jährige 
kommunalpolitische Arbeit eine Urkunde erhalten wird. Er kann an der 
Gemeinderatssitzung nicht anwesend sein und bittet um Überreichung im kleinen 
Rahmen. 
 

 Herr Groth informiert über eine Bürgerinformationsveranstaltung am 31.10.2024 18:00 
Uhr im Sironasaal zu dem geplanten Rechenzentrumsstandort in Nierstein mit 
Bürgermeister Martin Groth und Ortsbürgermeister Jochen Schmitt. 
 

 Herr Groth weist auf eine Informationsveranstaltung zum Neubau des Hallenbades in 
Oppenheim in der Emondshalle am 26.11.2024. 
 

 Frau Hientzsch berichtet über den Sachstand und den Zeitplan für das Gewerbegebiet 
Ost. Oktober 2024: Beschlussfassung Vergabe Artenschutzprüfung 
April-August 2025 erfolgt Artenschutzprüfung, im Mai-Juni 2025 - Planung/Kartierung 
WSW September-Oktober 2025 - Fertigstellung des Planungskonzepts 
November/Dezember 2025 - Öffentlichkeitsarbeit/TÖB Beteiligung 
Januar 2026 - Verkauf der Grundstücke. 
 

 Herr Schneider informiert über den Stand Retentionsraum/ Polder (Reserveraum). 
Dass das Beteiligungsverfahren abgeschlossen ist und im Januar 2025 das 
Planfeststellungsverfahren beginnt.  
 

 Herr Schneider weist auf das Hochwasserschutzkonzept zur Starkregenvorsorge hin, 
welches am 07.11.2024 im Umweltausschuss vorgestellt werde. 
 

 Herr Schneider berichtet, dass im Rahmen des KIPKI-Förderprogramms zwei 
Photovoltaikstandorte gefördert werden können, an der Kita Zukunftswerkstatt und am 
DGH-Anbau.  
 

 Herr Schneider informiert über die Ergebnisse der Verkehrsschau. 
 

 Frau Hientzsch teilt mit, dass die VG den Grund für den Wegfall der Fördermaßnahmen 
für den Kitaanbau durch Verzögerungen bei der Gemeinde sieht. Dies ist für die 
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Ortsgemeinde nicht nachvollziehbar und soll weiter untersucht werden. Neue 
Fördermaßnahmen sind beantragt.   
 

 Herr Muth berichtet, dass im Bauausschuss das Außengelände für die Kita/Hort Thema 
war und dass Ideen seitens Kinder und Personal eingebracht werden können. 
 

 Herr Schmitt weist auf generelle Probleme bei der Beschilderung und Planung der 
Baustellen hin. Frau Hientzsch teilt mit, dass die Baustelle auf der Hauptstraße mit 
Ampel noch nicht genehmigt war, was der Kreisverwaltung gemeldet werden sollte. 
Herr Schmitt weist weiterhin darauf hin, dass seit vielen Jahren die Fahrbahndecke der 
Deich- und Mühlstraße Risse in der Decke aufweist 
 

 Frau Deschinger weist auf den Zustand der Brücke Ost- und Pfeilgraben (am 
Algersweg), hier sollte eine Begehung mit dem Bauhof erfolgen zwecks Pflege und 
Reparatur.  
 

 Herr Meuren berichtet, dass trotz Parkverbot in der Julianstraße Autos die 
Fünfmeterregel nicht beachten und im Parkverbot stehen. 

 
 
 
 
9. Anfragen 

 

 
Keine. 
 
 
 
 
10. Einwohnerfragestunde 

 

 

 Eltern-Ausschuss von Kita/Hort Abenteuerwelt fragt an, wie viele Hortplätze für die 
nächsten Jahre vorgesehen sind und wann der Umzug in die neuen Räumlichkeiten 
erfolgen soll? Am neuen Anbau der Kita Abenteuerwelt besteht aus baulicher Sicht die 
Möglichkeit ein zusätzliches Stockwerk aufzustocken. Inwiefern wird dies geprüft, um 
dem künftigen Bedarf an Hortplätzen gerecht zu werden. 
 

 Ein Einwohner fragt an, ob er es richtig verstanden habe, dass es heute nur um die 
formalen Beschluss ging, wo der Hebesatz festgelegt wird, und es noch zu keiner 
Änderung komme. Dies wird wie folgt beantwortet: Ja, jetzt wird nur die Satzung 
festgelegt, in welcher der Hebesatz bestimmt wird. Der Hebesatz für 2025 kann in einer 
der nächsten Sitzungen vom Rat noch geändert werden. 
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Nach dem nichtöffentlicher Teil 
 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 

 

 

 Ein Anwesen in der Ortsgemeinde wurde als „erhaltenswert“ eingestuft. 
 

 Ein Vorkaufsrecht nach §§ 24 ff. BauGB wird nicht ausgeübt. 
 
  
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Dorothee Hientzsch Dr. Igor Herrmann 
Ortsbürgermeisterin  

 
 
 


